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Beteiligung am Bebauungsplanverfahren  
 
"Körnle Erweiterung" 
 
Fristablauf für die Stellungnahme am: 04.02.2021  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu o.g. Verfahren wird wie folgt Stellung genommen: 
 
Am Verfahren wurden die Ämter  
 
Straßenbauamt  
Amt für Umweltschutz 
Landwirtschaftsamt 
Amt für Vermessung und Flurneuordnung 
 
beteiligt.  
 
Aufgrund der Fachbehördenbeteiligung liegen der Geschäftsstelle für 
Genehmigungs- und Planverfahren folgende Informationen vor: 
 
1. Straßenbauamt  
 
Die Stellungnahme vom 09.09.2020 hat weiter Bestand: 
Wir weisen darauf hin, dass sich das o. g. Vorhaben unweit im Bereich der 
L 1140 im Verknüpfungsbereich befindet. Hier greifen entsprechende 
Anbaubeschränkungen. Somit dürfen gemäß § 22 StrG Hochbauten jeder 
Art bzw. bauliche Anlagen längs der Landesstraße in einer Entfernung bis 
zu 20 Meter, jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten 
Fahrbahn nicht errichtet werden. 
 
Die zuständige Verkehrsbehörde ist die Stadt Winnenden selbst und ist zu 
beteiligen. 
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2. Amt für Umweltschutz 
 
Naturschutz und Landschaftspflege 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
Immissionsschutz 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
Grundwasserschutz 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
Bodenschutz 
 
Im Baugebiet (Bebauungsplan der Stadt Winnenden "Körnle Erweiterung") ist durch den Träger 
der Bauleitplanung ein Erdmassenausgleich gemäß § 3 Abs. 3 Landes-
Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 17.12.2020 (LKreiWiG) durchzuführen. Dabei sollen 
(gebundene Ermessensentscheidung) durch die Festlegung von Straßen- und Gebäudeniveaus 
die bei der Bebauung zu erwartenden anfallenden Aushubmassen vor Ort verwertet werden. 
Das Baugebiet mit einer Flächengröße von ca. 20.000 m² im flachen Gelände bietet sich für 
diesen Ausgleich besonders an. 
 
Das Konzept zum Erdmassenausgleich ist rechtzeitig vor Erschließungsbeginn der unteren 
Abfallrechts- und Bodenschutzbehörde beim Landratsamt Rems-Murr-Kreis zur 
Plausibilitätsprüfung und Zustimmung vorzulegen. 
 
Die Vorgaben des Merkblatts "Bodenschutz bei Baumaßnahmen" sind zu beachten. 
 
B e a r b e i t e r : 
Herr Burkhardt, Tel. 07151 - 501 2755 
 
 
Altlasten und Schadensfälle 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
Kommunale Abwasserbeseitigung 
 
Es gilt entsprechend unsere Stellungnahme vom 08.09.2020: 
"Die Planunterlagen sind durch Unterlagen bezüglich der geplanten Entwässerung zu ergänzen. 
Hierbei ist zunächst zu prüfen, ob die Voraussetzungen nach dem Wasserhaushaltsgesetz für 
eine dezentrale Niederschlagswasserbeseitigung gegeben sind. Mögliche Varianten zur 
dezentralen Niederschlagswasserbeseitigung sind aufzuzeigen und gegenüberzustellen. Wir 
weisen an dieser Stelle darauf hin, dass Maßnahmen wie z.B. Dachbegrünung als Teil der zu 
leistenden Ausgleichsmaßnahmen mit angerechnet werden können." 
 
B e a r b e i t e r :               
Herr Schneider, Tel. 07151 - 501 2758 
 
 



  
 

Seite 3 von 3 
 

Gewässerbewirtschaftung  
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
Hochwasserschutz und Wasserbau 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
3. Landwirtschaftsamt 
 
Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen erhebliche Bedenken gegen den Bebauungsplan. 
 
Begründung:  
Bei der überplanten Fläche handelt es sich um landwirtschaftliche hochwertige Flächen der 
Vorrangflur 1. Die Vorrangflur 1 umfasst überwiegend landbauwürdige Flächen (gute bis sehr 
gute Böden) mit geringer Hangneigung und auch Flächen, die wegen der ökonomischen 
Standortgunst oder wegen ihrer besonderen Eignung für den Anbau von Intensivkulturen wie 
Reben, Obst, Gemüse, Spargel für den ökonomischen Landbau und die Ernährungs- und 
Energiesicherung unverzichtbar und deshalb der landwirtschaftlichen Nutzung unbedingt 
vorzubehalten sind. Umwidmungen als Bauland, Verkehrsflächen, naturschutzrechtliche 
Ausgleichsflächen u.a., müssen ausgeschlossen bleiben. 
 
Es ist zu bedenken, dass diese hochwertigen Bodenflächen dauerhaft aus der 
landwirtschaftlichen Produktion ausscheiden und nicht mehr für die Erzeugung von Nahrungs- 
und Futtermittel bzw. zur Erzeugung von nachwachsenden Rohstoffen zur Verfügung stehen.  
 
Bei der Festsetzung von Ersatzmaßnahmen zum Ausgleich von Eingriffen im Rahmen des 
Bebauungsplanes ist folgendes zu beachten:  
Bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen für Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen ist auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht zu nehmen, insbesondere 
sind für die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Böden nur im notwendigen 
Umfang in Anspruch zu nehmen. Es ist vorrangig zu prüfen, ob der Ausgleich oder Ersatz auch 
durch Maßnahmen zur Entsiegelung, durch Maßnahmen zur Wiedervernetzung von 
Lebensräumen oder durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen, die der dauerhaften 
Aufwertung des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes dienen, erbracht werden kann, um 
möglichst zu vermeiden, dass Flächen aus der Nutzung genommen werden. 
 
 
 
4. Amt für Vermessung und Flurneuordnung 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
S. Voigt 
 
Anlagen 
Merkblatts "Bodenschutz bei Baumaßnahmen" 
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Bodenschutz bei Baumaßnahmen 

 
1. Durch fast jede Baumaßnahme werden Böden als Baugrund in Anspruch genommen und 

verlieren dabei weitgehend ihre ökologischen Bodenfunktionen. Bei der Planung und 

Ausführung von Bauvorhaben muss deshalb insbesondere auf einen sparsamen und 

schonenden Umgang mit dem Boden geachtet werden. Hierbei sind die Bestimmungen 

des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) sowie des Landes-Bodenschutz- und 

Altlastengesetzes (LBodSchAG) zu berücksichtigen.  

 

2. Unbelasteter, verwertbarer Erdaushub ist vorrangig einer technischen Verwertung 

zuzuführen. Dadurch werden sowohl wertvolle Rohstoffvorräte, als auch knapper 

werdendes Deponievolumen geschont. Bei größeren Aushubmengen ist eine 

Verwertungskonzeption zu erstellen und dem Landratsamt vorzulegen. Einer "Vor-Ort-

Verwertung" ist grundsätzlich Vorrang einzuräumen. Diesem Erfordernis ist bereits in der 

Planungsphase (z. B. Minimierung der Einbindetiefen, Massenausgleich) Rechnung zu 

tragen. Ein Entsorgen des Bodens durch Deponierung ist nur in Ausnahmefällen 

zulässig. 

 

3. Zu Beginn der Baumaßnahme ist der Oberboden (humoser Boden) sauber abzuschieben 

und vom übrigen Erdaushub bis zur weiteren Verwertung getrennt fachgerecht zu lagern. 

Weiterer Erdaushub unterschiedlicher Eignung ist separat in Lagen auszubauen und 

spezifisch zu verwerten. 

 

4. Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte, unvermeidliche 

Bodenbelastungen (z. B. Schadverdichtungen) auf das engere Baufeld beschränkt 

bleiben. Dazu sollte nur bei trockenen Witterungs- und Bodenbedingungen gearbeitet 

werden. Schadverdichtungen in später begrünten Bereichen sind am Ende der 

Bauarbeiten zu beseitigen (z.B. durch Tieflockerung). Baustoffe, Baustellenabfälle und 

Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermischungen mit 

Bodenmaterial ausgeschlossen werden. 

 

5. Werden im Zuge der Bauarbeiten unerwartet Bodenverunreinigungen bzw. schädliche 

Bodenveränderungen angetroffen, ist unverzüglich das Landratsamt, Amt für 

Umweltschutz, zu benachrichtigen. Schadstoffbelastete Böden sind von verwertbarem 
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Erdaushub zu trennen und einer Aufbereitung oder ordnungsgemäßen Entsorgung 

zuzuführen. 

 

6. Für den Umgang mit Böden, die für eine bodennahe Verwertung bzw. eine Erdauffüllung 

vorgesehen sind, gelten die Vorgaben aus DIN 19731 und der Vollzugshilfe zu § 12 der 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV). Auf das Merkblatt 

"Erdauffüllungen" des Landratsamtes wird hingewiesen. Grundlage für die Beurteilung 

von Böden zur Nutzung bzw. Verwertung sind die BBodSchV sowie die 

Verwaltungsvorschrift „Verwertung von als Abfall eingestuften Bodenmaterial“ des 

Umweltministeriums des Landes Baden-Württemberg vom 14.03.2007. 

 

7. Durch die seit September 2019 gültige DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und 

Durchführung von Bauvorhaben“ wird eine bodenkundliche Begleitung von 

Baumaßnahmen bei Inanspruchnahme von Böden mit hoher Funktionserfüllung oder 

besonders empfindlichen Böden sowie bei Baumaßnahmen, die eine Eingriffsfläche von 

5.000 m² übersteigen, zwingend erforderlich. Der baubegleitende Bodenschutz besteht 

dabei aus einem Bodenschutzkonzept, welches im Vorfeld der Maßnahme zu erstellen ist 

und alle notwendigen Maßnahmen des baubegleitenden Bodenschutzes enthält und 

einer fachlichen Baubegleitung (Sachverständige/r im Bereich Bodenschutz), durch die 

die Umsetzung der dargestellten Maßnahmen kontrolliert und dokumentiert werden. Die 

konkreten Inhalte des Bodenschutzkonzeptes sind in Tabelle 3 der DIN 19639 

dargestellt. Auch bei Baumaßnahmen, bei denen eine bodenkundliche Baubegleitung 

gem. DIN 19639 nicht zwingend erforderlich ist, kann eine solche Begleitung sinnvoll 

sein, um die Vorgaben zum Bodenschutz bestmöglich in den Baustellenablauf zu 

integrieren und die optimale Umsetzung von Maßnahmen zum Bodenschutz zu 

erleichtern. 

 

Weitere Informationen des Rems-Murr-Kreises finden Sie im Internet unter 

http://www.rems-murr-kreis.de. 
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